
  Keine Erfüllungswirkung bei Überweisung auf anderes Gläubigerkonto

Eine Geldschuld kann anstatt durch Barzahlung auch im Wege einer Überweisung getilgt werden, 
wenn die Parteien dies vereinbart haben. Teilt der Gläubiger dem Schuldner jedoch ein bestimmtes 
Girokonto mit, liegt darin grundsätzlich nicht das Einverständnis mit der Überweisung auf ein anderes 
Konto des Gläubigers. Folglich hat die Überweisung auf ein anderes Konto grundsätzlich auch keine 
Erfüllungswirkung. 

  Kostenumlage der Sach- und Haftpflichtversicherung auf Mieter

Die Kosten einer Sach- und Haftpflichtversicherung, die der Vermieter während des bestehenden 
Mietverhältnisses für das Objekt abschließt, können anteilig auf die Mieter umgelegt werden, wenn 
im Mietvertrag die Kosten einer derartigen Versicherung als umlagefähige Betriebskosten bezeichnet 
sind und dem Vermieter das Recht eingeräumt ist, auch neu entstehende Betriebskosten auf die Mie-
ter umzulegen.

  Mobbing - Schadensersatzanspruch

Unter Mobbing ist das systematische Anfeinden, Schikanieren und Diskriminieren von Arbeitnehmern 
untereinander oder durch Vorgesetzte zu verstehen. 

Erforderlich sind aufeinander aufbauende oder ineinander übergreifende Verhaltensweisen, die der 
Anfeindung, Schikane oder Diskriminierung dienen, nach ihrer Art und ihrem Ablauf im Regelfall ein 
von der Rechtsordnung missbilligendes Ziel verfolgen und in ihrer Gesamtheit das allgemeine Per-
sönlichkeitsrecht, die Ehre, den Körper oder die Gesundheit des Betroffenen verletzen. Es setzt ein 
systematisches Vorgehen voraus, das im Rahmen einer klaren Täter-Opfer-Konstellation zur Verlet-
zung eines Rechtsguts des Betroffenen führt. Eine Diskriminierung des Mitarbeiters liegt vor, wenn 
die Würde verletzt ist und ein von Einschüchterung, Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen 
oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird. Eine einmalige Beeinträchtigung der 
Würde eines Beschäftigten reicht in der Regel nicht. 

Voraussetzung ist, dass durch eine Mehrzahl solcher Bemerkungen oder andere Maßnahmen das 
vorstehend beschriebene Umfeld geschaffen wird. Danach hängt der Mobbingvorwurf grundsätzlich 
davon ab, dass die vorsätzlichen Pflichtverletzungen in der Gesamtschau eine Kette in Fortsetzungs-
zusammenhang stehender einzelner Tatbeiträge bilden. Immer muss es sich um einen schwerwie-
genden Angriff auf das Persönlichkeitsrecht handeln und immer hängt das Vorliegen von Mobbing 
von den Umständen des Einzelfalls ab. 

Bei dem Ausdruck "Mobbing" handelt es sich um keinen eigenständigen Gesetzesbegriff, sondern 
vielmehr um einen Sammelbegriff für eine Vielzahl von im Regelfall arbeitsvertragswidrigen Verhal-
tensweisen, die bei isolierter Betrachtung der einzelnen Handlungen die Voraussetzungen von An-
spruchs-, Gestaltungs- und Abwehrrechten nicht oder nicht in einem der Tragweite des Falles ange-
messenen Umfang erfüllen können. 

Heutzutage ist jedoch manch ein Arbeitnehmer mit dem Vorwurf des Mobbings schnell bei der Hand 
und verlangt dafür entsprechenden Schadensersatz, wenn er aufgrund des Mobbings erkrankt. Nach 

SEB Bank Hamm                                                                Steuer-Nr. 304/5176/0965                   BÜROZEITEN: 9-13 und 15-17 Uhr
Konto-Nr. 1569995400                   außer Mittwoch- und Freitagnachmittag

            (BLZ 410 101 11)                                                                                                                                                           Sprechstunden nach Vereinbarung

zivilrecht1206.aspx

A n w a l t s k a n z l e i   D r . S c h m e l z e r
R e c h t s a n w a l t   u n d   F a c h a n w a l t  f ü r  A r b e i t s r e c h t

Dr.  S tephan Schmelzer
R ec h t s a nw a l t  u n d  Fa c h a n w a l t  A rb e i t s re c h t

z u g e la s s e n  a u c h  a m  O LG
Glatzer  St r .  36

59227 Ahlen
Te lefon: 0  25  28  -  950700
Tele fax : 0  25  28  –  950702 

h t tp : / /www.d r -schme lze r .eu

Mandantenrundschreiben Dezember 2006
- Zivilrecht -

 



den obigen Ausführungen rechtfertigt natürlich nicht jede flapsige Bemerkung oder die Zuweisung 
unbeliebter Arbeiten einen Mobbingvorwurf. Vielmehr muss es sich - wie oben ausgeführt - um Ver-
haltensweisen handeln, die systematisch das Ziel verfolgen, das allgemeine Persönlichkeitsrecht, die 
Ehre, den Körper oder die Gesundheit des Betroffenen zu verletzen.

  Leistungen der Kfz-Teilkaskoversicherung bei Einbruchdiebstahl

In der Kfz-Teilkaskoversicherung sind bei einem Einbruchdiebstahl in ein Kraftfahrzeug nur die Schä-
den am Fahrzeug ersatzpflichtig, die durch die Verwirklichung der Tat entstanden sind oder damit in 
adäquatem Zusammenhang stehen. 

Im Unterschied zu einer Vollkaskoversicherung werden darüber hinausgehende Schäden am Fahr-
zeug nicht ersetzt, die durch mut- oder böswillige Handlungen herbeigeführt werden. Das sind bei-
spielsweise Beschädigungen am Fahrzeug, die der Täter aus Verärgerung und Wut über eine fehlge-
schlagene Tat oder zu geringe Tatbeute verursacht hat.

  Vereinbarung einer Bruttowarmmiete ist unwirksam

Die in einem Mietvertrag enthaltene Vereinbarung einer Bruttowarmmiete ist - außer bei Gebäuden 
mit nicht mehr als zwei Wohnungen, von denen eine der Vermieter selbst bewohnt - mit den Bestim-
mungen der Heizkostenverordnung nicht vereinbar. Danach hat der Gebäudeeigentümer den anteili-
gen Verbrauch der Nutzer an Wärme und Warmwasser zu erfassen und auf dieser Grundlage die 
Kosten auf die einzelnen Nutzer zu verteilen. 

Durch die Pflicht zur verbrauchsabhängigen Abrechnung soll das Nutzverhalten bei der Raumhei-
zung und beim Warmwasserverbrauch mit dem Ziel einer Energieeinsparung beeinflusst werden.

Hierzu stehen Vertragsgestaltungen in Widerspruch, die für Heizung und Warmwasser unabhängig 
vom tatsächlichen Energieverbrauch des Nutzers ein pauschales Entgelt vorsehen. So liegt es auch 
bei einer Bruttowarmmiete, weil hierdurch im Regelfall alle umlagefähigen Betriebskosten einschließ-
lich der Heiz- und Warmwasserkosten abgegolten werden. 

Verlangt der Vermieter vom Mieter die Zustimmung zur Erhöhung einer vereinbarten Bruttowarmmie-
te bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete, hat der Umstand, dass die mietvertragliche Warmmietenver-
einbarung gemäß der Heizkostenverordnung nicht anzuwenden ist, aber nicht die Unwirksamkeit des 
Mieterhöhungsverlangens zur Folge.

  Bemessung der Barunterhaltspflicht für Kinder aus erster Ehe

Der Bundesgerichtshof hatte sich in seiner Entscheidung vom 5.10.2006 mit der Bemessung der Bar-
unterhaltspflicht für Kinder aus erster Ehe zu befassen, wenn der Barunterhaltspflichtige in seiner 
zweiten Ehe die Kindererziehung und die Haushaltstätigkeit übernommen hat und deswegen kein ei-
genes Einkommen erzielt. Er kam dabei zu dem Entschluss, dass der damit verbundene Rollenwech-
sel unterhaltsrechtlich nur dann akzeptiert werden kann, wenn wirtschaftliche Gesichtspunkte oder 
sonstige Gründe von gleichem Gewicht einen erkennbaren Vorteil für die neue Familie mit sich brin-
gen.
Ist das nicht der Fall, muss sich der seinen Kindern aus erster Ehe barunterhaltspflichtige El-
ternteil so behandeln lassen, als ob er vollschichtig berufstätig wäre, und das daraus erzielba-
re - höhere - Einkommen zunächst für alle gleichrangigen Unterhaltsansprüche einsetzen. 

Obwohl der barunterhaltspflichtige Elternteil unterhaltsrechtlich berechtigt ist, in seiner neuen Ehe die 
Hausmannrolle zu übernehmen, mutet ihm das Gesetz wegen der gesteigerten Unterhaltspflicht ge-
genüber allen minderjährigen Kindern besondere Anstrengungen zu. Nach der Hausmannrechtspre-
chung des Bundesgerichtshofs ist er deswegen verpflichtet, neben der Beaufsichtigung und Erzie-
hung seiner Kinder aus zweiter Ehe eine Teilzeiterwerbstätigkeit auszuüben. Seine zweite Ehefrau 
hat ihn in diesem Umfang von den Erziehungsaufgaben freizustellen, weil auch sie von den gleich-
rangigen Unterhaltsansprüchen der Kinder aus erster Ehe Kenntnis hat. In welchem Umfang eine Er-
werbstätigkeit neben der Kindererziehung möglich ist, muss im Einzelfall geklärt werden.
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Daneben steht dem Unterhaltspflichtigen als Hausmann in seiner neuen Ehe ein Anspruch auf Fami-
lienunterhalt gegen seine zweite Ehefrau zu. So weit dieser sich als Taschengeld auf einen Geldbe-
trag richtet, kann der Unterhaltspflichtige auch diesen für den Unterhalt seiner Kinder aus erster Ehe 
verwenden. Für den Unterhalt der Kinder aus erster Ehe muss der Unterhaltspflichtige das Nebener-
werbseinkommen und das Taschengeld aber nur dann einsetzen, wenn sein eigener notwendiger 
Selbstbehalt, der zzt. 890 Euro beträgt, durch den (übrigen) Anspruch auf Familienunterhalt gegen 
seine zweite Ehefrau gesichert ist.

  Aufklärungspflicht von Autovermietern zum sog. "Unfalltarif"

Auf dem Markt für Mietwagen herrscht in Deutschland eine Tarifspaltung. Wer aus privaten oder ge-
schäftlichen Gründen einen Pkw mietet und die Miete selbst zahlt, hat dafür den sogenannten "Nor-
maltarif" zu entrichten. Benötigt der Geschädigte dagegen nach einem Unfall einen Ersatzwagen, 
wird ihm von zahlreichen Vermietern ein sogenannter "Unfallersatztarif" angeboten. Dieser übersteigt 
meist erheblich den für Selbstzahler angebotenen "Normaltarif". 

Diese Tarifspaltung und die ihm damit drohenden Nachteile sind dem Mieter in der Regel nicht be-
kannt. 

Der Bundesgerichtshof stellt in seinem Urteil vom 28.6.2006 Folgendes klar: "Bietet der Autovermie-
ter dem Unfallgeschädigten ein Fahrzeug zu einem Tarif an, der deutlich über dem Normaltarif auf 
dem örtlich relevanten Markt liegt, und besteht deshalb die Gefahr, dass die Haftpflichtversicherung 
nicht den vollen Tarif übernimmt, muss der Vermieter den Mieter darüber aufklären." 

In seiner Begründung führte er jedoch aus, dass der Vermieter nicht gehalten ist, dem Mieter das 
Vertragsrisiko abzunehmen und dessen Interessen wahrzunehmen. Der Mieter muss selbst entschei-
den, ob der beabsichtigte Vertrag für ihn von Vorteil ist oder nicht. 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt.
Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden.
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